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Einleitung 

1. Art. 37 EWG-Vertrag richtet an die Mitgliedstaaten die Verpflich-
tung, ihre staatlichen Handelsmonopole bis zum Ende der Übergangszeit 
(gern. Art. 8 Abs. VII bereits am 31. 12. 1969 abgelaufen) schrittweise 
derart umzuformen, daß am Ende der Übergangszeit jegliche Diskrimi-
nierungen in den Versorgungs- und Absatzbedingungen zwischen den 
Angehörigen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen sind. 

Obwohl in der Zwischenzeit mehr als 7 Jahre seit dem Ablauf der 
Übergangszeit verstrichen sind, kann von einer vertragskonformen Er-
füllung der Umformungsverpflichtung auf dem Gebiet der staatlichen 
Handelsmonopole durch die betroffenen Mitgliedstaaten - zumindest 
im Bereich der wichtigsten Handelsmonopole - noch keine Rede sein. 

Zugegebenermaßen hat sich die Lösung der aus Art. 37 entstehenden 
Probleme schwieriger gestaltet als vorausgesehen. Wie aus dem Spaak-
Bericht1 hervorgeht, waren sich die Vertragsparteien der Probleme aus 
der Existenz der staatlichen Handelsmonopole für die Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes wohl bewußt. 

Die Schwierigkeiten bei der Erreichung des in Art. 37 vorgesehenen 
Integrationszieles bilden einen komplexen Knoten ökonomisch-juristi-
scher Verflechtung von wirtschafts-, sozial- und fiskalpolitischen Maß-
nahmen, die bei den wichtigsten Monopolen2 eine vertragskonforme An-
passung an die Erfordernisse des Gemeinsamen Marktes bisher er-
schwert bzw. verhindert haben. 

Hier spielen Probleme der Steuerharmonisierung und Abgabenpolitik 
ebenso eine Rolle wie Fragen der Sozial-, Agrar- und Wettbewerbspoli-
tik und des freien Warenverkehrs3• 

Bei dem in den letzten Jahren mehr oder weniger deutlich zum Aus-
druck gekornrnenen Stillstand der europäischen Integrationsbemühun-
gen ist es nicht verwunderlich, wenn die beteiligten Staaten nur äußerst 
behutsam und schwerfällig darangegangen sind, der Verpflichtung zur 
Umformung ihrer staatlichen Handelsmonopole nachzukommen, weil 

1 Vgl. in deutscher Fassung bei Beck, S. 79; S. 37 der französischen Fassung. 
2 In Deutschland: das Alkoholrnonopol; in Frankreich: das Alkohol- und 

Tabakrnonopol; in Italien: das Tabakrnonopol. 
3 Vgl. z. B. das von der Kommission vorgelegte "Tabakpaket" vom 17. 8. 1967 

in ABI. 1967, Nr. 198, S. 21 ff. 
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die mit der notwendigen Umgestaltung verbundenen Auswirkungen bei 
den beteiligten Wirtschafts- und Bevölkerungskreisen so tiefgreifend 
sein können, daß sie als politisch "heiße Eisen" angesehen werden, deren 
Bewältigung niemand so recht in Angriff zu nehmen wagte. 

2. Das Leitbild des EWG-Vertrages, an dem sich auch die Erfüllung 
der Verpflichtung aus Art. 37 zu orientieren hat, ist die Vision einer von 
allen nationalen Beschränkungen befreiten Zoll- und Wirtschaftsunion 
mit freiem Warenverkehr unter gleichen Wettbewerbsbedingungen .. 

Durch die Errichtung des Gemeinsamen Marktes und durch schritt-
weise Annäherung der Wirtschafts- und Währungspolitik der Mitglied-
staaten soll eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens, eine 
erhöhte Stabilität, beständige Wirtschaftsausweitung und Anstieg der 
Lebenshaltung gefördert werden (Art. 2). 

In ein solches Leitbild des Vertrages, das hergestellt werden soll -
und teilweise auch bereits ist - durch Beseitigung von Zöllen, mengen-
mäßigen Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung hinsicht-
lich des Warenverkehrs, die Errichtung eines gemeinsamen Außenzoll-
tarifs, die Aufhebung aller Hindernisse für den freien Verkehr von 
Personen, Dienstleistungen und Kapital und die Schaffung gleicher 
Wettbewerbsverhältnisse, lassen sich die staatlichen Handelsmonopole 
wegen der ihnen verliehenen Ausschließlichkeitsrechte und besonderen 
Machtbefugnisse in bezug auf Nachfrage und Angebot bestimmter Gü-
ter in einer Hand und des damit verbundenen Ausschlusses des freien 
Wettbewerbs nicht oder nur sehr schwer einfügen. 

Soweit die Monopole wegen des ihnen vom Begriff her innewohnen-
den Charakters der Ausschließlichkeit mit Einfuhrbeschränkungen und 
Einfuhrverboten verbunden sind, die den freien Zugang gleichartiger 
Erzeugnisse anderer Ländern hindern oder einschränken, bedeuten sie 
neben den Zöllen und den mengenmäßigen Beschränkungen ein klassi-
sches Instrument der Hemmnisse und Einschränkungen im zwischen-
staatlichen Handelsverkehr, das der Verwirklichung der weitgesteck-
ten Ziele des EWG-Vertrages entgegensteht, und deren Abschaffung 
laut ausdrücklicher Vertragsverpflichtung in Art. 37 schon zu den be-
reits bewältigten Aufgaben hätte gehören müssen. 

3. Die vorliegende Arbeit unternimmt es, neben einer Bestandsauf-
nahme über die Entwicklung der in den einzelnen Mitgliedstaaten vor-
handenen Handelsmonopole einen zusammenfassenden Überblick über 
die bisherige Entwicklung der dogmatischen Probleme im Bereich des 
Art. 37 zu geben. 

Ausgehend von einem Blick auf die Entstehungsgeschichte und einem 
Überblick über die Behandlung von Handelsmonopolen in anderen in-
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ternationalen Abkommen werden im 2. Kapitel die einzelnen staatlichen 
Handelsmonopole im Bereich der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
untersucht. 

Im 3. Kapitel folgt dann eine Untersuchung und Analyse der Stellung 
des Art. 37 innerhalb des Vertrages und seiner rechtlichen Problematik, 
insbesondere der Begriffsproblematik, des Inhalts des Umformungsge-
botes, des Diskriminierungsbegriffs und Diskriminierungsverbotes und 
zu Zweck und Ziel des Art. 37. 

In einem 4. Kapitel werden Einschränkungen der Umformungsver-
pflichtung untersucht, wie sie sich aus dem EWG-Vertrag selbst ergeben, 
insbesondere das Verhältnis von Art. 37 Abs. 1 zu Abs. 4 und zu Art. 90 
Abs.2. 

Im 5. Kapitel wird ein Überblick über die seit dem Ende der Über-
gangszeit erfolgten Maßnahmen auf dem Gebiet der Monopolumfor-
mung gegeben, an das sich im 6. Kapitel eine Untersuchung des verän-
derten Inhalts der Umformungsverpflichtung nach dem Ablauf der 
Übergangszeit anschließt. Ausgehend von der Situation des Gemeinsa-
men Marktes nach dem Ablauf der Übergangszeit am 31. 12. 1969, der 
veränderten Rechts- und Pflichtensituation der Organe der EG und der 
einzelnen Mitgliedstaaten sowie dem Beitritt der drei neuen Mitglieds-
länder Großbritannien, Irland und Dänemark wird hier die unmittel-
bare Anwendbarkeit des Art. 37 Abs. 1 zur Grundlage einer dogmati-
schen Analyse einer vertragskonformen Erfüllungspolitik genommen. 

Nach der Herausarbeitung der strukturellen und funktionellen Ele-
mente einer vertragskonformen Umformung wird am Schluß der Ar-
beit der Versuch unternommen, die Grundzüge und unerläßlichen Min-
destanforderungen einer Monopolumformung in Gestalt eines Basismo-
dells zu erarbeiten. 

Die Arbeit soll zugleich Anstoß sein, den Zustand der Erstarrung und 
des Integrationsstillstandes auf einem Gebiet der europäischen Wirt-
schafts- und Wettbewerbspolitik zu beenden, das mit zu den schwierig-
sten und komplexesten Kapiteln des EWG-Vertragswerks gehört. Dar-
über hinaus ist es an der Zeit, den Zustand eines offenkundigen Ver-
stoßes gegen eine klare vertragliche Verpflichtung, nämlich das Umfor-
mungsgebot und das Diskriminierungsverbot des Art. 37, so schnell wie 
möglich zu beenden und damit einen weiteren Schritt zur Verwirkli-
chung einer der Grundlagen des Gemeinsamen Marktes zu tun, der Her-
stellung des freien Warenverkehrs im Bereich der monopolunterworfe-
nen Erzeugnisse. 


